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Gemeinden in Gefahr?

Tagung der Bewegung für Unabhängigkeit
ro. Am Samstag, 3. November 2007 veranstaltete die „Bewegung für Unabhängigkeit“ eine Tagung zum Thema „Gemeindeautonomie“ sowie zum Thema  „Behördenpropaganda“ und „Nato Partnership for War?“. Es war die 16. Vereinstagung im Zyklus „Die Schweiz neu überdenken“. Die „Bewegung für Unabhängigkeit“ wurde 2003 im Anschluss an die Volksabstimmung über die Armee XXI von Prof. Dr. Hans-Ulrich Walder und weiteren Mitgliedern des Referendumskomitees gegründet. Sie ist ein überparteilich organisierter Verein, der das politische Geschehen in der Schweiz verfolgt und für eine unabhängige, neutrale und direktdemokratische Schweiz eintritt (vgl. auch die Webseite der Bewegung unter: www.gedankenfreiheit.ch).
Im Cevi Zentrum Glockenhof in Zürich versammelten sich gut 50 Interessierte, um die Vorträge zu hören und mitzudiskutieren.

Der erste Teil stand unter dem Titel „Gemeinden in Gefahr?“. 
Prof. Dr. iur.Hans-Ulrich Walder gab als Jurist einen profunden Überblick über die kantonalen Verfassungen der Schweiz und was diese über die Fusion von Gemeinden sagen. Dabei fällt auf, dass eine Reihe neuerer Verfassungen die Förderung des Zusammenschlusses von Gemeinden durch den Kanton vorsieht und dass ein solcher zum Teil sogar ohne deren Zustimmung möglich sein soll.

Danach legte der Historiker Dr. René Roca die Bedeutung der Gemeindeautonomie dar und betonte die historischen Wurzeln der Gemeindefreiheit. Heute stehe die Gemeindeautonomie vielerorts auf dem Spiel und soll im Hinblick auf einen EU-Beitritt der Schweiz und zugunsten einer profitorientierten Globalisierungsstrategie geopfert werden.
In den nachfolgenden Berichten aus verschiedenen Kantonen ging es darum, folgende Fragen zu beantworten: Zuerst sollte kurz der Kanton mit seinen Gemeinden vorgestellt werden, danach ging es um die Beleuchtung laufender Fusionsprojekte und um die Frage, wer eigentlich hinter diesen Projekten steckt, schliesslich war ein Überblick zu geben über die sich allenfalls schon gebildete Opposition und deren Erfolge.
Luzern

Seit 1999 marschieren Kantonsregierung und Stadtregierung im Gleichschritt Richtung Gemeindefusionen. Der Widerstand der Gemeinden ist allerdings grösser, als "oben" angenommen wurde: Bisher ist der Bestand erst von 107 auf 96 Gemeinden reduziert worden, und auch das Konzept "GrossLuzern" - das im Sommer 2007 mit knappen Zustimmungen zur Fusion Luzern-Littau eine erste Hürde genommen hat - kommt nur zögerlich voran und wird aus vielen Richtungen bekämpft (siehe auch: www.gegen-grossluzern.ch). 
Tessin

Gian Marino Martinaglia aus Cadro berichtet über die Situation im Tessin, das bezüglich Fusionen eine Grossbaustelle ist: 16 Fusionen sind mit 74 betroffenen Gemeinden bereits abgeschlossen, dabei wurden die 4 Gemeinden Sala Capriasca, Dongio, Aquila und Bignasco zwangsfusioniert, drei davon mit Zustimmung des Bundesgerichts. Weitere 24 Fusionen mit 120 involvierten Gemeinden sind in Bearbeitung, in 6 Fällen wurde bereits eine Abstimmung durchgeführt. Bei der Gemeinde Muggio hat der Regierungsrat im vergangenen Oktober wiederum eine Zwangsfusion beschlossen, die im Dezember vom Grossrat noch ratifiziert werden muss. Diese Zusammenschlüsse von Gemeinden werden im Tessin von einem Gesetz begünstigt, das es der Regierung ermöglicht, aufgrund eines einseitigen Antrages einer Gemeinde, eine Fusion einzuleiten und trotz Ablehnung durch die Bürger in einer so genannten Konsultativabstimmung, eine Zweckfusion zu beschliessen. Gegen dieses Vorgehen hat sich Ende September die Gemeinde Cadro, die zu einer Fusion mit Lugano gedrängt werden sollte, erfolgreich gewehrt. Sie erreichte vor Bundesgericht, dass der Kanton das Resultat der Abstimmung respektieren muss und hat damit vorerst ihre Auflösung verhindert. Dieses wichtige Signal stärkt die Bürgerbewegungen gegen die Fusionen, die im Tessin mit der Vereinigung für die Autonomie der Gemeinden ATAC und dem neu gegründeten Verein für die Zusammenarbeit der Gemeinden ATTIC bereits aktiv sind.

Kanton Glarus

Im Kanton Glarus beschloss die Landsgemeinde im Mai 2006 die bestehenden 25 Gemeinden zu 3 Gemeinden zu fusionieren. Im Juni 2007 lancierte ein Komitee eine Unterschriftensammlung. Weil mehr als 2000 Unterschriften gesammelt werden konnten, findet am 25. November 2007 eine ausserordentliche Landsgemeinde statt. Das Komitee will den Entscheid der Landsgemeinde 06 aufheben. Die Gemeinden sollen selber entscheiden können, mit wem und wann sie fusionieren wollen.

Graubünden

Im Kanton Graubünden hat die Regierung die Gemeindestrukturreform als Schwerpunktthema auf dem Programm. Sie fördern fusionswillige Gemeinden, indem sie grosszügige finanzielle Unterstützung versprechen. Sie unterstützen die Gemeinden, indem sie Beratungen anbieten. Sie sind auch bereit, Projekte zu begleiten. 

In der Vollzugsverordnung zum Gesetz des interkommunalen Finanzausgleichs steht: Gemeinden die bis 300 Einwohner haben, müssen auf einen sechstel der Unterstützungen, die sie bis heute hatten, verzichten. Gemeinden mit weniger als 200 Einwohnern wird ein Drittel der Unterstützung abgezogen. Gemeinden mit weniger als 100 Einwohnern müssen auf die Hälfte des gesetzlichen Anspruchs verzichten.

Im Gemeindegesetz steht in Artikel 94: 1. Der Grosse Rat kann den Zusammenschluss einer Gemeinde mit einer oder mehreren Gemeinden verfügen, a) wenn eine Gemeinde infolge ihrer geringen Einwohnerzahl und unzureichender personeller oder eigener finanzieller Kräfte dauernd ausserstande ist, den gesetzlichen Anforderungen zu genügen und ihre Aufgaben zu erfüllen b) das Mitwirken ablehnender Gemeinden für die Abgrenzung und Aufgabenerfüllung einer neuen Gemeinde unentbehrlich ist, sofern eine Mehrheit der anderen betroffenen Gemeinden dem Zusammenschluss zugestimmt hat.

Bis heute wurde in Graubünden noch keine Gemeinde gezwungen zu fusionieren. Die Voraussetzung sind dazu sind aber gegeben. Im Kanton Graubünden hat mehr als ein Drittel (ca.70) der Gemeinden weniger als 200 Einwohner. Mit den oben beschriebenen Massnahmen werden Bedingungen geschaffen, dass vor allem die kleinen Gemeinden in die Situation geraten, dass sie nach Gemeindegesetz zu einer Fusion gezwungen werden können.

Das Vorgehen ist immer dasselbe. Die Argumente sind immer dieselben. Nachlesen kann man diese klassischen Phasen eines solchen Veränderungsprozesses bei den Theoretikern der Organisationsentwicklung oder in den Anleitungen der verschiedenen PR-Büros.

St. Gallen
Der Kanton St. Gallen sieht in der Kantonsverfassung (Art. 99) finanziell explizit Zuckerbrot und Peitsche für fusions(un)willige Gemeinden und schlussendlich die nach Bundesgerichtsentscheid widerrechtliche Zwangsfusion vor. In diesem Sinne und Geist haben PR-Büros und Behörden mit einer teuren, von Steuern alimentierten Propagandawalze ohne Bezug zum Bürger aus den fünf gesunden Rheintaler Gemeinden Au, Balgach, Berneck, Diepoldsau und Widnau eine kranke Stadt Mittelrheintal machen wollen. Das goutierten die Bürgerinnen und Bürger der fünf autonomen Gemeinden nicht. Ein spontan gegründetes Nein-Komitee gab den Menschen eine Stimme und den Mut zum eigenen Denken. Die Gemeindebehörden mussten „ohne Wenn und Aber“ die negative Grundsatzabstimmung über den Projektkredit für „Abklärungen“ zu einem künftigen Zusammenschluss akzeptieren. Das Abstimmungsergebnis war sehr deutlich. Globalisierungsbesessene Industriekreise (das Rheintal soll das neue „Precisions-Valley“ Europas werden) und Gemeindebehörden, die mit einem unverhältnismässigen Propagandaaufwand (Broschüren, Veranstaltungen, Feste, Internetauftritte, Artikel, Radiosendungen und Fernsehrauftritten) und auch mit Schmeicheln, Drohen und Redeverbot für Andersdenkende operiert hatten, mussten in der Zwischenzeit ihre „Vision einer gemeinsamen Gemeinde im Mittelrheintal“ zu Grabe tragen. Dafür konnten die freien Bürger im Rheintal wieder ein schönes Stück direkte Demokratie bewahren. 

Kanton Wallis
Ähnlich wie die Kantone Tessin und Graubünden hat der Kanton Wallis zahlreiche kleine Gemeinden.  Auch hier lancierte die Kantonsregierung eine Gemeindestrukturreform. Im Vorfeld wurde das Gemeindegesetz mit einem Artikel ergänzt, der Zwangsfusionen grundsätzlich ermöglicht. Quasi als Pilotprojekt sollten 5 Gemeinden im Goms zusammengefasst werden.  Die Stimmbürger von Ausserbinn lehnten das Projekt ab und der kleinen Gemeinde drohte die Zwangsfusion. Die heftige Gegenwehr des Gemeinderates fand in allen Medien ihren Niederschlag und sensibilisierte die ganze Schweiz. Vielen Bürgern wurde bewusst, welche Bedeutung die Gemeindeautonomie für ein friedliches Zusammenleben hat und wie fragwürdig  und wie undemokratisch das kantonale Vorgehen war. Dies hat Wirkung gezeigt. Weitere Zwangsfusionen hat es seither nicht mehr gegeben. 

Kanton Aargau
Auch im Kanton Aargau ist eine breit angelegte Gemeindereform im Gange. Die Regierung versucht über Verfassungs- und Gesetzesänderungen die einzelnen Gemeinden für eine Fusion „reif zu klopfen“. Dies geschieht über die Streichung des Grundbetrages (Finanzausgleich) und über Umfragen des gfs-Institutes, die das Ziel haben, die Bevölkerung zu verunsichern und den Widerstand gegen Fusionen lahm zu legen. Wenn nötig, sollen in Zukunft Gemeinden zu einer Fusion per Gesetz gezwungen werden. Dagegen regt sich Widerstand.
Die Referate waren sehr reichhaltig. Die ganze Schweiz war sozusagen bei uns zu Gast. Die Diskussion machte deutlich, dass überall ähnliche Entwicklungen im Gange sind. In vielen Kantonen hat sich aber bereits ein Widerstand formiert, den es über die Kantonsgrenzen hinaus zu vernetzen gilt. Die Fusionstendenzen in der ganzen Schweiz müssen aktiver thematisiert werden. Nur so können wir vermeiden, dass und die Entwicklung überrollt. Die Gemeindeautonomie ist ein wichtiges Fundament unseres Staatswesens, das man nicht leichtfertig opfern darf.
Der zweite Teil der Tagung stand unter dem Titel „Behördenpropaganda“ und „Nato Partnership for War?“ und konnte mühelos mit dem ersten Teil verknüpft werden. Dr. Judith Barben sprach zum Thema „Spin Doctors in der Schweiz. Wie der Bundesrat die Schweiz mit Manipulation und Propaganda in die Nato führt“.

Sie zeichnete nach, wie der Bundesrat die Schweiz seit den 90er Jahren immer weiter in die Nato führt. 1996 erfolgte der eigenmächtige Beitritt der Schweiz zur  „Partnerschaft für den Frieden“. Die wahre Absicht des VBS, die Nato-Annäherung, wird verheimlicht. Ähnlich wie bei den Gemeindefusionen wird auch hier die Öffentlichkeit von Spin doctors mit Propagandastrategien und manipulativen Psychotechniken abgelenkt, beschwichtigt und gezielt in die Irre geführt. 

In der Schlussdiskussion wurden die aufgeworfenen Themen durch fundierte Beiträge aus dem Publikum und vom Podium vertieft und zusammengeführt. Alle waren sich einig, die Themen weiter und zu behandeln und aktiv Gegensteuer zu geben.
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